
76 Gesetzblatt Teil I Nr. 4 — Ausgabetag: 23. Januar 1975

oder eine Spur der Straftat ermittelt oder ein Gegenstand be­
schlagnahmt werden soll und ein Anhalt dafür besteht, daß 
die Durchsuchung diesen Zweck erfüllen wird.

§109

Zuständigkeit zur Anordnung
(1) Die Anordnung von Beschlagnahmen und Durchsuchun­

gen steht dem Staatsanwalt, bei Gefahr im Verzüge auch den 
Untersuchungsorganen zu. Im gerichtlichen Verfahren werden 
Beschlagnahmen vom Gericht ausgesprochen.

(2) Die Durchsuchung eines Verhafteten oder vorläufig 
Festgenommenen und der von diesem mitgeführten Gegen­
stände kann ohne Anordnung des Staatsanwalts vorgenom­
men werden und bedarf keiner richterlichen Bestätigung.

Durchführung der Beschlagnahme und Durchsuchung
§110

(1) Die Durchführung der Beschlagnahme und Durchsuchung 
ist Aufgabe der Untersuchungsorgane. Diese sind verpflichtet, 
dem Betroffenen die Verfügung oder den Beschluß, durch den 
die Beschlagnahme oder Durchsuchung angeordnet wird, vor­
zuweisen. Ist die Durchsuchung zur Ergreifung einer auf fri­
scher Tat betroffenen oder verfolgten verdächtigen Person 
oder zur sofortigen Feststellung oder Sicherung von Sputen 
oder Beweisen, deren Verlust ansonsten zu befürchten ist, er­
forderlich, kann die Anordnung nachträglich vorgewiesen 
werden. In den Fällen einer Durchsuchung nach § 108 Absatz 3 
ist darüber hinaus der Zweck der Durchsuchung vor deren 
Beginn bekanntzugeben.

N (2) Die Untersuchungsorgane sind verpflichtet, alle zur Si­
cherung der Beschlagnahme erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen und ein Protokoll mit einem Verzeichnis der beschlag­
nahmten Gegenstände aufzunehmen. Dem Betroffenen ist 
ein Verzeichnis der beschlagnahmten Gegenstände zu geben, 
sofern dadurch der Zweck der Untersuchung nicht gefährdet 
wird.

(3) Wer einen der Beschlagnahme unterliegenden Gegen­
stand in Gewahrsam hat, ist verpflichtet, ihn auf Verlangen 
herauszugeben. Kommt er dieser Pflicht nach und ist damit 
der Zweck der Durchsuchung erfüllt, ist von einer Durchsu­
chung abzusehen.

§111
(1) Die Beschlagnahme einer beweglichen Sache wird da­

durch vollzogen, daß sie4 in Verwahrung genommen oder 
gegenüber dem, der sie in Gewahrsam hat, für beschlagnahmt 
erklärt wird. Wird die Sache nicht in Verwahrung genommen, 
ist die Beschlagnahme durch Siegel kenntlich zu machen. 
Ebenso ist mit freiwillig herausgegebenen Gegenständen zu 
verfahren.

(2) Werden bei einer Durchsuchung Gegenstände gefunden, 
die zwar in keiner Beziehung zu der Untersuchung stehen, 
aber auf die Verübung einer anderen Straftat hindeuten, 
sind sie zu beschlagnahmen.

§112
Durchsuchung zur Nachtzeit

In der Zeit von 21.00 bis 06.00 Uhr dürfen Wohnungen oder 
andere umschlossene Räume nur bei Verfolgung auf frischer 
Tat oder bei Gefahr im Verzüge oder dann durchsucht wer­
den, wenn ein aus staatlichem Gewahrsam Entwichener er­
griffen werden soll.

§113
Hinzuziehung von Personen

(1) Findet eine Durchsuchung der Wohnung oder anderer 
umschlossener Räume und die Vollziehung der Beschlagnahme 
ohne Staatsanwalt statt, sind zwei unbeteiligte Personen hin­
zuzuziehen. Die hinzu gezogenen Personen dürfen nicht Ange­
stellte eines Untersuchungsorgans sein. Es ist Pflicht des

Bürgers, auf Verlangen durch seine Anwesenheit diese Tä­
tigkeit des Untersuchungsorgans zu unterstützen. Die hinzu­
gezogenen Personen haben das Protokoll mit zu unterschrei­
ben.

(2) Der Inhaber der zu durchsuchenden Räume oder Gegen­
stände soll bei der Durchsuchung anwesend sein. Ist er 
abwesend, soll sein Vertreter oder ein erwachsener Angehö­
riger, Hausbewohner oder Nachbar hinzugezogen werden. 
Beschlagnahmen oder Durchsuchungen in Räumen, die von 
Betrieben, Einrichtungen oder Organisationen belegt sind, er­
folgen in Anwesenheit eines Vertreters des betreffenden Be­
triebes oder Organs.

(3) Von der Hinzuziehung zweier unbeteiligter Personen 
kann abgesehen werden, wenn

1. die Durchsuchung von Räumlichkeiten ausschließlich auf 
die Ergreifung von Personen gerichtet ist;

2. Gegenstände beschlagnahmt werden, die der Verhaftete 
oder vorläufig Festgenommene mit sich führt;

3. der zu beschlagnahmende Gegenstand dem Untersuchungs­
organ vom Besitzer von sich aus überbracht wird.

§114
Beschlagnahmen von Forderungen, Rechten 

und Grundstücken

(1) Die Beschlagnahme von Forderungen und Rechten wird 
durch Übergabe der Beschlagnahmeverfügung an den Berech­
tigten vollzogen. Wird eine Forderung beschlagnahmt, ist 
auch der Schuldner von der Beschlagnahme in Kenntnis zu 
setzen und ihm zu untersagen, an den Berechtigten zu lei­
sten. Die Beschlagnahme wird dem Schuldner gegenüber erst 
wirksam, wenn ihm das Leistungsverbot zugestellt oder 
wenn ihm die Beschlagnahme auf andere Weise bekannt 
wird.

(2) Wird ein Grundstück, ein Recht an einem Grundstück 
oder ein Recht an einem solchen Recht beschlagnahmt, er­
sucht der Staatsanwalt die zuständige Behörde um Vornahme 
der erforderlichen Eintragung.

(3) Die Beschlagnahme von Grundstücken oder Betrieben 
ist dem Rat des Kreises mitzuteilen, der unverzüglich einen 
Verwalter für den Betrieb oder das Grundstück zu bestellen 
hat. Der Verwalter untersteht der Aufsicht des Rates des 
Kreises. Der Verwalter hat die beschlagnahmten Vermögens­
werte sofort in Besitz unc} Verwaltung zu nehmen.

§115
Beschlagnahme von Postsendungen

(1) Die Beschlagnahme der an den Beschuldigten gerichte­
ten Briefe, Telegramme und sonstigen Sendungen auf der 
Post kann angeordnet werden. Ferner können auf der Post 
solche Sendungen beschlagnahmt werden, bei denen der Ver­
dacht besteht, daß sie von dem Beschuldigten herrühren oder 
für ihn bestimmt sind und daß ihr Inhalt für die Untersu-, 
chung Bedeutung hat.

(2) Ergibt sich nach der Öffnung der Sendung, daß ihre Zu­
rückhaltung nicht erforderlich ist, ist sie der Post wieder aus­
zuhändigen.

(3) Der Teil eines zurückgehaltenen Briefes, dessen Vorent­
haltung nicht durch die Rücksicht auf die Untersuchung ge-f 
boten erscheint, kann dem Empfangsberechtigten abschrift­
lich mitgeteilt werden.

(4) Die Beteiligten sind von der Postbeschlagnahme zu 
benachrichtigen, sobald dies ohne Gefährdung des Unter­
suchungszweckes geschehen kann.

§116
Vermögensbeschlagnahme

(1) Die Vermögensbeschlagnahme wird unter Angabe des 
Tages und der' Stunde schriftlich angeordnet. Die Anordnung


